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Rülke und Goll: Grün-Rot agiert konzeptlos und ohne Gefühl für die
Situation der Beamten – Ungerechtigkeiten und Frustration werden die
Folge sein

Heute wurde mit den Stimmen von Grünen und SPD das Gesetz zur Änderung des
Landesbeamtenversorgungsgesetzes verabschiedet. Pensionäre können nun im Falle der
Wiederbeschäftigung einen Hinzuverdienst von bis zu 171,75 % erhalten. Bei der Verabschiedung des
Gesetzes wurden Änderungsanträge der FDP und der CDU mit der Mehrheit von Grünen und SPD
abgelehnt. Mit dem Änderungsantrag der FDP sollte die Absenkung der Eingangsbesoldung abgeschafft
werden. Durch die Absenkung wird den jungen Beamten in den ersten drei Jahren je nach
Besoldungsgruppe bis zu acht Prozent des Gehalts weggenommen. Dazu sagten der Vorsitzende der
FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, und der innenpolitische Sprecher der Fraktion, Prof. Dr.
Ulrich Goll:

„Mit der Verabschiedung des Versorgungsgesetzes und der Ablehnung der Änderungsanträge von FDP
und CDU zeigt Grün-Rot einmal mehr, dass die Koalition weder ein Konzept für den öffentlichen Dienst
noch ein Gefühl für die Situation der Beamten hat.“

„In Zukunft werden“, so Rülke, „an einer Schule ehemals pensionierte Lehrer neben Junglehrern
unterrichten. Während aber die Junglehrer lediglich 92 % ihrer Eingangsbesoldung erhalten, werden die
Pensionäre von ihrer eh schon höheren Besoldungsstufe bis zu 171,75% erhalten. So kostet ein
Pensionär das Land nicht nur so viel wie zwei Junglehrer. Auch die Frustration vor allem bei den
Nachwuchskräften wird zunehmen, wenn der Pensionär beispielsweise mit brutto 9.000 Euro nach
Hause geht, der junge Beamte aber mit einer Besoldung nach A 13 brutto ca. 3.600 Euro erhält.
Angesichts der allgemein gefassten Regelung, beschränkt sich deren Anwendbarkeit auch nicht allein auf
Menschen, die zur Bewältigung der Flüchtlingshilfe gebraucht werden. Jeder öffentliche Arbeitgeber
kann die Regelung nutzen, dem Missbrauch ist so Tür und Tor geöffnet.“

Mit Blick auf die Ablehnung des FDP-Antrages zur Abschaffung der Absenkung der Eingangsbesoldung
erinnerte Goll an das aktuelle Wahlprogramm der SPD: „Die SPD ist für die Angehörigen der öffentlichen
Verwaltung nun völlig unglaubwürdig. Während sie in ihrem aktuellen Wahlprogramm mit der geplanten
Abschaffung der Absenkung der Eingangsbesoldung wirbt, verhindert sie dies im Landtag. Die Beamten
werden diese Täuschung jedoch erkennen und sich auch noch gut an die zahlreichen Sonderopfer, die
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von ihnen verlangt wurden, erinnern. Während der Haushalt durch die wirtschaftliche Entwicklung
Mehreinnahmen in Milliardenhöhe verzeichnete und Grün-Rot das Geld mit offenen Armen zur
Befriedigung der eigenen Klientel verteilte, hatten die Beamten unter massiven Einschnitten zu leiden.“

„Die FDP“, so Rülke und Goll abschließend, „wird bei einer Regierungsbeteiligung nach der Landtagswahl
dass umsetzen, was sie schon in der Vergangenheit mehrfach in den Landtag eingebracht hat, die
Rücknahme der Absenkung der Eingangsbesoldung.“

 


